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INTERGLOBAL

Europäische Union

Europa macht die 
Schotten dicht
Maximilian Pichl

Eine „europäische Lösung“ für die 
Fragen der Migrationspolitik wollte 
man beim EU-Gipfel in Brüssel 
erreichen. Das Ergebnis ist ein Erfolg 
für die autoritäre Rechte.

Das EU-Ratstreffen vom 28. Juni in 
Brüssel war nicht zuletzt geprägt von 
dem Druck, unter dem die deutsche 
Kanzlerin Angela Merkel angesichts 
des Streits innerhalb der konservati-
ven Parteien ihrer Regierung stand. 
Horst Seehofer von der bayerischen 
CSU, der Schwesterpartei von Merkels 
CDU, hatte gedroht, als Bundesin-
nenminister notfalls im „Alleingang“ 
anzuordnen, dass Asylbewerber, die 
bereits in einem anderen Land der EU 
registriert wurden, an der deutschen 
Grenze abgewiesen werden, sofern 
sich keine europäische Lösung finden 
lasse. Ein Vorgehen, das für Merkel 
inakzeptabel war.

Wider Erwarten einigten sich die 
Vertreter der 28 EU-Mitgliedsstaaten 
am vergangenen Wochenende dann 
tatsächlich auf ein Abschlussdoku-
ment, und Merkels innenpolitische 
Probleme sind zumindest vorläufig 
gelöst. Die Ergebnisse des Gipfels sind 
jedoch keineswegs Ausdruck von eu-
ropäischer Kooperation, sondern ein 
Zugeständnis an die autoritäre Rechte.

Das größte Aufsehen erregte der 
fünfte Punkt des Abschlussdoku-
ments. Demzufolge will die EU die 
Möglichkeit von „regionalen Ausschif-
fungsplattformen“ auch in außereu-
ropäischen Drittstaaten prüfen. Aus 

Seenot gerettete Flüchtlinge sollen 
zukünftig nicht mehr nach Europa 
gebracht werden, sondern in (nord-)
afrikanische Staaten.

Neu ist der Plan nicht. Bereits vor 
15 Jahren wurde ein Vorschlag der 
britischen Regierung unter Tony Blair, 
die Asylverfahren komplett in au-
ßereuropäische Staaten auszulagern, 
diskutiert. Das Konzept fand damals 
keine Mehrheit im Europäischen Rat. 
Derzeit ist vollkommen unklar, ob 
sich überhaupt ein afrikanischer Staat 
auf dieses Modell einlassen würde. 
Entsprechende Äußerungen vom 
31. Staatengipfel der Afrikanischen 
Union (AU), der zufällig am selben 
Wochenende stattfand, legen jedoch 
nahe, dass deren Haltung weiterhin 
ablehnend ist. Bereits im Oktober 
2017 hatte die AU in einer Erklärung 
solche Zentren klar verurteilt, weil sie 
de facto Internierungslager seien und 
zu schweren Verletzungen der Men-
schenrechte von Migranten, unabhän-
gig von ihrem Status, führen würden. 

Sollten die Ausschiffungsplatt-
formen Wirklichkeit werden, dürfte 
das auf eine Kopie des australischen 
Modells hinauslaufen. Dort werden 
Bootsflüchtlinge in die Elendslager 
auf Nauru und Manus verfrachtet. Erst 
kürzlich musste der australische Staat 
47 Millionen Euro Entschädigung an 
1.900 Bootsflüchtlinge zahlen, weil sie 
in den Lagern seelische und körperli-
che Schäden erlitten hatten. 

In den Ausschiffungsplattformen 
sollen das UN-Flüchtlingshilfswerk 

(UNHCR) und die Internationale Or-
ganisation für Migration (IOM) dafür 
sorgen, dass internationales Recht 
eingehalten wird. Kurz vor dem Gipfel 
hatten UNHCR und IOM ihre grund-
sätzliche Bereitschaft erklärt, an der-
artigen Zentren mitzuwirken, sofern 
das individuelle Recht auf Asyl ge-
wahrt bleibe.

Im Abschlussdokument 
wird mit keinem Wort 
erwähnt, wie die 
bisherigen Konflikte 
bei der Asylreform 
überwunden werden 
sollen. 

Die Uneindeutigkeit der Ergeb-
nisse des Gipfels lädt die autoritären 
Regierungen dazu ein, die vereinbar-
ten Konzepte nach eigenem Gusto 
zu interpretieren. UNHCR und IOM 
müssten allein schon unter Berück-
sichtigung der Europäischen Men-
schenrechtskonvention gegen die Aus-
schiffungsplattformen sein, weil diese 
eine Rückschiebung von Bootsflücht-
lingen nach Nordafrika verbietet. 

Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hatte in einem 
Grundsatzurteil vom Februar 2012 
festgestellt, dass Flüchtlinge in Liby-
en menschenunwürdigen Zuständen 
ausgesetzt seien und ein Recht auf Zu-
gang zu einem Asylverfahren auf eu-

ropäischem Territorium hätten. Seit-
her haben sich die Zustände in Libyen 
sogar noch verschlechtert. Auch Alge-
rien, ein weiterer potenzieller Stand-
ort für die Ausschiffungsplattformen, 
ist für Flüchtlinge kein sicherer Ort. 
Erst kürzlich wurde bekannt, dass 
die algerischen Behörden in den ver-
gangenen Monaten mehr als 13.000 
Flüchtlinge ohne Nahrungsmittel und 
Wasser in der Wüste ausgesetzt ha-
ben. Augenzeugenberichten zufolge 
kamen viele der Menschen auf dem 
Weg durch die Wüste ums Leben.

Die EU-Regierungschefs wollen 
auch die Zusammenarbeit mit der 
libyschen Küstenwache verstärken, 
die für schwere Menschenrechtsver-
letzungen verantwortlich ist. Bereits 
im Mai erhoben 17 Überlebende ei-
nes Schiffsunglücks, unterstützt von 
der Organisation „Sea Watch“, italie-
nischen NGOs und Universitäten aus 
Italien, Großbritannien und den USA, 
Klage beim Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte in Straßburg. Sie 
werfen der italienischen Regierung 
vor, durch ihre Kooperation mit der 
libyschen Küstenwache am 6.  No-
vember 2017 den Tod von Flüchtlin-
gen verursacht zu haben. Zwar ist in 
Straßburg nur Italien angeklagt, eine 
Verurteilung könnte aber einen wich-
tigen Präzedenzfall schaffen.

Über finanzielle Zuwendungen 
darf sich auch der türkische Präsi-
dent Recep Tayyip Erdog�an freuen. 
Die EU will weitere drei Milliarden 
Euro an den türkischen Staat für die 
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Versorgung von Flüchtlingen überwei-
sen. Die fortgesetzte Kooperation in 
der Flüchtlingspolitik dürfte Erdog�an 
aber vor allem als außenpolitischen 
Freifahrtschein nutzen, um den au-
toritären Umbau der Türkei ungestört 
voranzutreiben.

Ähnlich wie beim Konzept der 
Ausschiffungsplattformen bleibt die 
Abschlusserklärung auch an ande-
ren Punkten vage. Solange die Platt-
formen in Nordafrika nicht etabliert 
sind, sollen Bootsflüchtlinge in euro-
päische „kontrollierte Zentren“ ver-
bracht werden, um dort ihren Schutz-
status zu überprüfen. 

Der Aufbau der „kontrollierten 
Zentren“ innerhalb der EU und die 
Umverteilung von Flüchtlingen auf 
andere EU-Staaten soll auf rein frei-
williger Basis erfolgen, bisher hat 
sich kein EU-Staat dazu bereit erklärt. 
Die Zentren dürften dem Vorbild der 
bereits bestehenden „Hotspots“ in 
Griechenland und Italien folgen. Im 
griechischen Lager Moria, faktisch 
ein Freiluftgefängnis, warten Tausen-
de Menschen seit Jahren darauf, dass 
ihre Asylanträge geprüft werden.

Das Konzept der Freiwilligkeit 
beim Bau der Zentren und der Auf-
nahme von Flüchtlingen ist ein Er-
folg für die osteuropäischen Vise-
grád-Staaten  – Polen, Tschechien, die 
Slowakei und Ungarn. Die Gruppe 
verweigert sich grundsätzlich einer 

verpflichtenden Umverteilung von 
Flüchtlingen. Sie hat erreicht, dass 
von einer verbindlichen Quote, wie 
sie der Rat noch im Sommer 2015 be-
schlossen hat, heutzutage keine Rede 
mehr ist. Die Regierung von Viktor 
Orbán verabschiedete erst Mitte Juni 
eine Verfassungsänderung, der zufol-
ge „fremde Volksgruppen“ nicht in 
Ungarn angesiedelt werden dürfen.

Anfang Juli will sich die deut-
sche Kanzlerin Angela Merkel mit 
dem ungarischen Ministerpräsiden-
ten treffen, womöglich um über bi-
laterale Abkommen zu verhandeln. 
Durch solche Abkommen können 
im Rahmen der Dubliner Verordnun-
gen Asylverfahren beschleunigt und 
Überstellungen an die zuständigen 
Staaten vereinfacht werden. Solche 
Abkommen sind Merkels europä-
ische Alternative zur „nationalen Lö-
sung“ ihres Koalitionspartners CSU, 
der Asylsuchende ohne multilaterale 
Absprachen direkt an der deutschen 
Grenze zurückweisen will.

Polen, Tschechien und Ungarn de-
mentierten nach dem Gipfel, dass sie 
über solche Abkommen verhandeln 
wollen. Ohnehin führen die Haupt-
fluchtrouten durch Europa dank Grenz-
zaun, Transitzonen und der Einstufung 
Serbiens als sicherer Drittstaat nicht 
mehr durch Ungarn, sondern haben 
sich via Albanien und Bosnien nach 
Kroatien und Slowenien verlagert.

Während sich die europäische 
Rechte bei der geplanten Abschottung 
an den EU-Außengrenzen durchge-
setzt hat, zeigt sich zugleich die Un-
einigkeit der Regierungen bei der Re-
form des europäischen Asylsystems. 
Bereits seit dem Frühjahr 2016 liegt 
ein Vorschlag der EU-Kommission vor, 
auch das Europäische Parlament hat 
mittlerweile eigene Konzepte erarbei-
tet. Im Rat gibt es hingegen bislang 
keine Einigung über die neue Asylver-
fahrensverordnung und die Dublin-IV-
Verordnung. Dabei geht es gerade bei 
diesen Rechtsverordnungen um die 
konkrete Zukunft des europäischen 
Asylrechts. Die Dublin-IV-Verordnung 
sieht unter anderem einen verbindli-
chen Umverteilungsmodus für Flücht-
linge vor, wenn ein Aufnahmestaat 
überlastet ist. Daneben sollen aber 
auch verbindliche Fristen für Dublin-
Überstellungen und das humanitäre 
Selbsteintrittsrecht abgeschafft wer-
den – damit ist gemeint, dass ein 
Staat Asylverfahren prüfen kann, 
auch wenn er eigentlich gar nicht 
zuständig ist; die deutsche Bundesre-
gierung machte im Herbst 2015 davon 
Gebrauch.

Im Abschlussdokument wird mit 
keinem Wort erwähnt, wie die bis-
herigen Konflikte bei der Asylreform 
überwunden werden sollen. Nun 
übernimmt Österreich die EU-Rats-
präsidentschaft und ist dafür verant-

wortlich, ein Ergebnis zu liefern. Wie 
die österreichischen Pläne zur Migra-
tionspolitik aussehen könnten, ließ 
sich in der vergangenen Woche beob-
achten. Innenminister Herbert Kickl 
von der extrem rechten FPÖ ließ im 
österreichischen Ort Spielfeld an der 
Grenze zu Slowenien die neue Spe-
zialeinheit für Grenzschutz namens 
„Puma“ unter dem Slogan „Pro Bor-
ders“ aufmarschieren – der Slogan 
wurde zuletzt von der rechtsextremen 
Identitären Bewegung genutzt. Der 
EU-Gipfel mag Bundeskanzlerin Mer-
kel kurzfristig ihre Kanzlerschaft ge-
sichert haben. Das Europäische Rats-
treffen könnte aber auch der Anfang 
vom Ende der europäischen Freizü-
gigkeit sein.

Maximilian Pichl arbeitet als Journalist 
und Wissenschaftler und beschäftigt sich 
intensiv mit Migrationspolitik. 
 
Die Verschärfung der EU-Migrationspolitik 
geht einher mit einer irreführenden 
Deutung der Lage auf dem Westbalkan 
und der Repression gegen humanitäre 
Flüchtlingshelfer*innen. In einem Online-
Beitrag verweisen wir auf die in der 
Jungle World erschienenen Interviews mit 
dem albanischen Sozialwissenschaftler 
Artan Sadiku und der spanischen 
Menschenrechtlerin Helena Maleno Garzón 
(woxx.eu/hmgarzon).

Gab beim EU-Ratstreffen zur Migrationspolitik mit den Ton an: Der 
rechtskonservative österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz (links) mit 
Luxemburgs Premierminister Xavier Bettel.
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